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Zusammenfassung  

 

Das duale Gesundheitssystem aus gesetzli-

cher und privater Krankenversicherung muss 

erhalten werden. Der Systemwettbewerb 

trägt bei zu einer hohen Qualität der gesam-

ten Versorgung und wirkt zudem auch als 

Kostenbremse im Gesundheitswesen. Zudem 

trägt die private Krankenversicherung mit ih-

ren hohen Altersrückstellungen dazu bei, die 

finanziellen Belastungen durch den demogra-

fischen Wandel besser zu bewältigen. 

 

 

Im Einzelnen  

 

Wettbewerb verbessert Versorgung 

 

Das deutsche Gesundheitssystem gehört zu 

den besten Systemen weltweit. Dies liegt 

auch an dem Wettbewerb zwischen gesetzli-

cher und privater Krankenversicherung, der 

Innovationen fördert und damit die Versor-

gung verbessert. Die Erfahrungen aus Ein-

heitssystemen zeigt hingegen, dass diese 

den Fortschritt lähmen. Eine attraktive private 

Krankenversicherung erhöht im Interesse al-

ler Versicherten den Druck auf die Gesund-

heitspolitik und die Krankenkassen, in der ge-

setzlichen Krankenversicherung gleichfalls 

bei der Versorgungsqualität und den Beiträ-

gen gute Bedingungen zu bieten. Ohne die-

sen Systemwettbewerb wäre die GKV heute 

nicht so gut wie sie ist.  

 

 

PKV-Abschaffung würde GKV nicht ent-

lasten  

 

Es ist eine Illusion zu glauben, die private 

Krankenversicherung (PKV) bestünde nur 

aus Besserverdienern, so dass sich mit der 

Abschaffung der PKV eine Entlastung der 

Beitragszahler der gesetzlichen Krankenver-

sicherung (GKV) erreichen ließe:  

 

 Zum einen ist von der Einbeziehung der 

bisherigen PKV-Versicherten kein nen-

nenswert höherer Beitrag zu erwarten: 

Gerade einmal 12 % der PKV-Versicher-

ten sind Beschäftigte mit einem Einkom-

men oberhalb der Versicherungspflicht-

grenze. Die Hälfte der PKV-Versicherten 

sind beihilfeberechtigte Personen: Be-

amte, Pensionäre und ihre Angehörigen 

ohne eigenes Einkommen. Selbststän-

dige, Studenten, Rentner und Arbeitslose 

machen zusammen mehr als ein Viertel 

der Versicherten aus (PKV Verband, 

2017). 

 

 Zum anderen würde der Wegfall der meist 

höheren Vergütungssätze der PKV an die 

Leistungsanbieter mit großer Sicherheit zu 

höheren Vergütungssätzen für die GKV 

führen. Denn ein großer Bereich des Ge-

sundheitswesens ist auf die Zusatzein-

künfte durch privat Krankenversicherte an-

gewiesen und würde – nachvollziehbarer-

weise – auf eine Kompensation der mit ei-

nem Wegfall der PKV verbundenen Ein-

nahmeverluste drängen.  
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Im Ergebnis hätte die Abschaffung der PKV 

damit für die zur Bürgerversicherung mutierte 

GKV zwar kaum höhere Einkünfte, dafür aber 

spürbar höhere Ausgaben zur Folge.  

 

 

PKV besser auf demografischen Wandel 

vorbereitet 

 

Die Abschaffung der PKV wäre ein schwerer 

Fehler, weil damit ausgerechnet diejenige 

Krankenvollversicherung aufgegeben würde, 

die besonders gut auf den demografischen 

Wandel vorbereitet ist. Mit Altersrückstellun-

gen in Höhe von derzeit knapp 270 Mrd. € – 

fast dem Zehnfachen der Leistungsausgaben 

– ist die PKV wirksam in der Lage, alterungs-

bedingten Beitragssteigerungen entgegenzu-

wirken. Demgegenüber ist die GKV zu einer 

vergleichbaren Zukunftsvorsorge weder wirt-

schaftlich noch politisch in der Lage: Wirt-

schaftlich, weil sie dazu Rückstellungen in Bil-

lionenhöhe bilden müsste, was weder kurz- 

noch langfristig realistisch ist. Politisch, weil 

ihre Rückstellungen nicht wirksam vor politi-

schen Zugriffen geschützt werden können.  

 

 

Bessere Reformvorschläge 

 

Ohne durchgreifende Reformen werden die 

demografischen Herausforderungen den An-

stieg der Sozialbeiträge weiter beschleuni-

gen. Erforderlich sind daher Maßnahmen, die 

sowohl den Versorgungswünschen Rech-

nung tragen als auch ausufernde Finanzie-

rungslasten vermeiden, ohne dabei die dyna-

mische Entwicklung der Gesundheitswirt-

schaft zu bremsen.  

 

Zur Effizienzsteigerung und Ausgabenbe-

grenzung sind insbesondere folgende Maß-

nahmen unverzichtbar:  

 

 Der Wettbewerb im Gesundheitswesen 

muss auf allen Ebenen intensiviert wer-

den. Vertragsfreiheit für die Krankenkas-

sen – unter Beachtung kartellrechtlicher 

Vorschriften – ist eine zentrale Vorausset-

zung für einen Kosten senkenden und 

Qualität sichernden Wettbewerb. Die freie 

Preisbildung verstärkt den Wettbewerb als 

Steuerungsinstrument zur Sicherung einer 

flächendeckenden Versorgung.  

 

 Die Eigenverantwortung der Versicherten 

ist auszubauen. Hierzu bedarf es einer 

besseren Kostentransparenz und mehr 

Selbstbeteiligung, insbesondere in den 

Bereichen, in denen eine steuernde Wir-

kung auf das Verhalten der Versicherten 

zu erwarten ist. Dazu zählt auch die Pra-

xisgebühr, die wieder eingeführt, aber bei 

jedem Arztbesuch erhoben werden sollte, 

um eine bessere Steuerungswirkung ent-

falten zu können.  

 

 Der Leistungskatalog muss auf eine Ba-

sissicherung konzentriert werden. Hierzu 

muss insbesondere sichergestellt werden, 

dass künftig grundsätzlich nur noch solche 

Leistungen von den Krankenkassen über-

nommen werden, deren Nutzen und Wirt-

schaftlichkeit nachgewiesen sind. Darüber 

hinaus sollten für möglichst viele Indikatio-

nen verbindliche evidenzbasierte Versor-

gungsleitlinien entwickelt werden.   
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